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Medienmitteilung zur Abstimmung vom 17. Juni 2012

An der Parteiversammlung der EVP Kanton Schaffhausen beschloss die Partei die Parolen zu den Abstimmungen vom 17. Juni 2012.

Als komplexeste Vorlage  erwies sich die Einführung von Managed - Care. Mit der Einführung von integrierten Versorgungsmodellen soll ein weiterer Versuch gestartet werden, den permanenten Kostenanstieg im Gesundheitswesen zu bremsen. Die an die Präsentation der Vorlage anschliessende Diskussion zeigte, dass sich viele EVP Mitglieder bereits heute schon kostenbewusst verhalten und durch die Wahl von kostensparenden Versicherungsmodellen wie Hausarztversicherung etc. sich bei der Arztwahl freiwillig selber beschränken. Die Überzeugung, dass eine koordinierte Behandlung sinnvoll ist und die Patienten von einem Ärztenetzwerk profitieren können, waren ausschlaggebend für die sehr deutliche Zustimmung zur Managed-Care Vorlage. 
Bei der Vorstellung der Volksinitiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“ wurde klar, dass sich die Forderung der Initianten in weiten Teilen mit der am 11. März dieses Jahres vom Stimmvolk deutlich abgelehnten Bausparinitiative decken. Wiederum wurde festgestellt, dass die Initiative nur in ganz wenigen Fällen dazu beiträgt, dass Familien Wohneigentum erwerben können, das sie sich ohne die Steuerbegünstigung nicht leisten könnten. In allen anderen Fällen ist es nur ein Steuergeschenk für ohnehin Gutverdienende. Dass die Initiative bei Ihrer Annahme die Steuerbefreiung in den Kantonen zwingend vorschreibt, passt überhaupt nicht zur jetzigen aktuellen Finanzlage im Kanton. Die einstimmige Ablehnung war somit keine Überraschung. 

Ebenfalls einstimmig wurde die Staatsvertragsinitiative zur Ablehnung empfohlen. Die Annahme hätte mindestens 8 zusätzliche eidgenössische Volkabstimmungen pro Jahr zur Folge. Staatsverträge unterstehen bereits heute dem fakultativen Referendum, das in der Vergangenheit aber nur sehr selten ergriffen wurde. Zudem ist der Initiativtext, der zwingende Volksabstimmungen bei Verträgen in „wichtigen Bereichen“ vorsieht, derart unklar, dass juristische Auseinandersetzungen in vielen Fällen vorprogrammiert wären. 
Schliesslich wurde noch die Städtische Abstimmung zur Renovation und dem Ausbau der Rhybadi vorgestellt. Dass im Rahmen der notwendigen und unbestrittenen Renovationsarbeiten ein massvoller Ausbau der einzigartigen Badeanstalt erfolgen soll, von dem weitere Bevölkerungskreise profitieren können, überzeugte die Mehrheit der EVP Mitglieder, so dass mit deutlichem Mehr die Ja Parole beschlossen wurde. 
